
  
 

Tagesordnung der 4. Sitzung des Jugendhilfeausschusses 

Montag, 18.05.2015, 16:00 Uhr 

im Kleinen Sitzungssaal im Kreishaus Heinsberg 

 

Öffentlicher Teil 

 1.  Schulsozialarbeit für das Kreisgymnasium Heinsberg 

  

 2.  Satzung zur Änderung  der Satzung für das Jugendamt des Kreises Heinsberg vom 

30.06.2008 

  

 3.  Satzung zur Änderung der Satzung über die Förderung von Tageseinrichtungen für Kinder 

vom 23.11.2011 

  

 4.  Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Be-

treuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege im Zuständigkeitsbe-reich 

des Kreisjugendamtes Heinsberg (Elternbeitragssatzung) vom 23.11.2011 

  

 5.  Ausbau  des  kreisweiten  Netzwerks  „Frühe Hilfen“ und Fortführung des Familien-

hebammendienstes 

  

 6.  Investitionszuschüsse für den weiteren Ausbau der U3-Betreuung 

  

 7.  Kreiszuschuss für das Projekt Nepomuk 

  

 8.  Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung 

  

 9.  Anfragen 

  

 10.  Bericht der Verwaltung 

  

Nichtöffentlicher Teil 

 11.  Offene Jugendarbeit im Kreisjugendamtsbezirk Heinsberg – Untersuchungsauftrag an die 

Kath. Fachhochschule Aachen 

  
 



Erläuterungen 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Sitzung: öffentlich Vorlage: 0094/2015 

 

Schulsozialarbeit für das Kreisgymnasium Heinsberg 

 

Beratungsfolge: 

18.05.2015 Jugendhilfeausschuss 

16.06.2015 Kreisausschuss 

25.06.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: Ca. 19.500,00 € Kreismittel 

 

Leitbildrelevanz: 3.1 Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 12. März 2015 die Weiterführung der Schulsozialarbeit 

an kreiseigenen Schulen beschlossen. 

 

Das Kreisgymnasium hat am 23.01.2015 einen Antrag auf Schulsozialarbeit für das Kreis-

gymnasium gestellt, der zum  Zeitpunkt der Sitzungen des Jugendhilfeausschusses, des Kreis-

ausschusses und des Kreistages noch nicht prüffähig war. Der Antrag ist beigefügt. 

 

Die Schulleiterin, Frau Krewald, wird in der Sitzung den Antrag  näher begründen und ein 

Konzept vorstellen.  

 

Die Schulsozialarbeit wird aus 60 % Landesmittel und 40 % Kreismittel finanziert.  

 

 

Die Verwaltung wird in der Sitzung einen Beschlussvorschlag unterbreiten.  
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Erläuterungen 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Sitzung: öffentlich Vorlage: 0095/2015 

 

Satzung zur Änderung  der Satzung für das Jugendamt des Kreises Heinsberg vom 

30.06.2008 

 

Beratungsfolge: 

18.05.2015 Jugendhilfeausschuss 

16.06.2015 Kreisausschuss 

25.06.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: keine 

 

Leitbildrelevanz: 3.1 Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 19.06.2008 die Neufassung der Satzung für das Jugend-

amt des Kreises Heinsberg beschlossen. Aufgrund der Änderung des  § 5  Erstes Gesetz zur 

Ausführung der  Kinder und Jugendhilfe NRW (1. AG-KJKG NRW) soll dem Jugendhil-

feausschuss eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Jugendamtselternbeirat als beratendes 

Mitglied angehören.  

 

Von daher ist § 4 Abs. 3 der Jugendamtssatzung wie folgt zu ergänzen bzw. zu ändern 

1. „j) eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Jugendamtselternbeirat.“ 

2. Im letzten Satz wird Buchstabe i) ersetzt durch Buchstabe j). 

 

Die Änderungssatzung ist als Anlage zu Tagesordnungspunkt 2 beigefügt. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Satzungsänderung wird zugestimmt. 
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Anlage zu TOP 2 
 

Satzung zur Änderung der Satzung für das Jugendamt des Kreises Heinsberg vom  

30. 06. 2008 

 

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 9. April 2013 (GV.NRW.S. 194) und  der §§ 69 ff. Kinder- und 

Jugendhilfegesetz – KJHG – (8. Buch Sozialgesetzbuch – VIII – ), in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 

2 Absatz 8 des Gesetzes vom 21. Januar 2015 (BGBl. I S. 10), des § 3 Abs. 2 des Ersten 

Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG – KJHG – zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juni 2014 (GV. NRW. S. 336), hat der 

Kreistag in seiner Sitzung am ………… folgende Satzung für das Jugendamt beschlossen: 

 

Artikel 1 

Die Satzung für das Jugendamt des Kreises Heinsberg vom 30. 06. 2008 wird wie folgt in § 4 

Abs. 3  ergänzt und geändert: 

 

1.  „ j) eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Jugendamtselternbeirat“ 

2. Im letzten Satz wird Buchstabe i) ersetzt durch Buchstabe j). 

 

Artikel 2 

 

In-Kraft-Treten 

 

Die Satzung tritt nach Bekanntmachung in Kraft. 
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Erläuterungen 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Sitzung: öffentlich Vorlage: 0096/2015 

 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Förderung von Tageseinrichtungen für 

Kinder vom 23.11.2011 

 

Beratungsfolge: 

18.05.2015 Jugendhilfeausschuss 

16.06.2015 Kreisausschuss 

25.06.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: Keine 

 

Leitbildrelevanz: 3.1 Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 23.11.2011 die Satzung über die Förderung von Tages-

einrichtungen für Kinder beschlossen. Die Satzung bedarf der redaktionellen Überarbeitung. 

Grund hierfür sind gesetzliche Änderungen.  

 

Aus der beigefügten Synopse ist ersichtlich, welche Vorschriften der Satzung geändert wer-

den müssen. (Anlage 1). Als Anlage 2 ist die Änderungssatzung beigefügt. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Satzungsänderung wird zugestimmt.  
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Anlage 1 zu Tagesordnungspunkt 3 

 

Synopse 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Förderung von Tageseinrichtungen für Kinder vom 23.11.2011 

 

 

Lfd. 

Nr. 

Bisherige Fassung Änderung Grund der Änderung 

1 § 1 Abs. 2 

Zum Nachweis der elektronischen Antragstellung 

wird ein Ausdruck des Antrags im KiBiz-web 

erzeugt, der mit rechtsverbindlicher Unterschrift des 

bzw. der Vertretungsberechtigten des Trägers 

versehen spätestens zum 20.02. des Jahres beim 

Jugendamt eingegangen sein muss. 

 

…….. 20.03. ……. Die Meldung an das Landesjugendamt 

erfolgt spätestens zum 15.03. eines 

Jahres 

2 § 1 Abs. 3 

Der Träger beachtet die Jugendhilfeplanung des 

Jugendamtes. Er übersendet dem Jugendamt in 

Ergänzung zu seinem Antrag auf elektronischem 

Weg (per E-Mail) eine Excel-Liste mit den zum 

01.08. des Jahres aufgenommenen Kindern nach 

vorgegebenem Muster.  

 

Nach dem 2. Satz wird folgender Satz 

eingefügt: 

Unberührt bleibt hiervon die Einzelmeldung 

über die Aufnahme eines Kindes. 

Redaktionelle Klarstellung 

3 § 4 Abs. 1 

Der Träger erstellt als Nachweis gegenüber dem 

Jugendamt zu dem im Bewilligungsbescheid 

vorgegebenen Termin einen Verwendungsnachweis 

nach vorgegebenem Muster auf elektronischem 

Weg über das Internetportal 

www.KibiZ.Web.nrw.de. 

 

Satz 1 wird wie folgt ergänzt: 

….. und reicht eine unterschriebene 

schriftliche Fassung nach 

Redaktionelle Klarstellung 
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4 II. Sprachförderung 

(1)  Der Träger der Tageseinrichtung teilt bis zum 

15.06. des Jahres dem Jugendamt nach 

vorgegebenem Muster mit, für welche Kinder 

zum Beginn des zum 01.08. desselben Jahres 

beginnenden Kindergartenjahres Mittel zur 

Sprachförderung bereitgestellt werden müssen. 

Kinder, für die ein Sprachförderbedarf später 

festgestellt wird, sind unverzüglich dem 

Jugendamt zu melden. 

(2)  Der Träger erhält vom Jugendamt zur 

Sprachförderung einen gesonderten vorläufigen 

Bewilligungsbescheid. 

(3)  Über finanzielle Zuwendungen zur 

Sprachförderung muss der Träger bis zum 

10.08. des Folgejahres dem Jugendamt einen 

Verwendungsnachweis vorlegen. Der 

Verwendungsnachweis erfolgt nach einem vom 

Jugendamt vorgegebenen Muster. 

(4) Nach Vorlage des Verwendungsnachweises 

erlässt das Jugendamt einen endgültigen 

Leistungsbescheid. 

 

Ersatzlos gestrichen Gesetzlich im Kinderbildungsgesetz (§§ 

13 c, 16 b und 21 b) geregelt 

 



Anlage 2 zu TOP 3 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Förderung 

von Tageseinrichtungen für Kinder vom 23.11.2011 

 

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14.Juli.1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 9 April 2013 (GV.NRW. S. 194) und der §§ 18 – 21 des Gesetzes zur frühen 

Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz NRW) vom 30.10.2007 

(GV. NRW. S. 462), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juni 2014 

(GV.NRW.S. 336) hat der Kreistag des Kreises am ……………… folgende Satzung 

beschlossen: 

 

 

 

Artike1 1 

Die Satzung über die Förderung von Tageseinrichtungen für Kinder vom 23. 11. 2011 wird wie 

folgt geändert: 

 

1. In § 1 Abs. 2 wird das Datum 20. 02. geändert in 20. 03.. 

2. § 1 Abs. 3 erhält folgenden 3. Satz:“ Unberührt bleibt hiervon die Einzelmeldung über die    

    Aufnahme eines Kindes.“ 

3. § 4 Abs. 1 wird nach www.KIBiz.web.nrw.de wie folgt ergänzt: „und reicht eine  

    unterschriebene schriftliche Fassung nach.“ 

4. II. Sprachförderung wird ersatzlos gestrichen. 

5. Abschnitt III. wird Abschnitt II.  

6. § 6 wird geändert in § 5. In Absatz 3 werden die Wörter „und die Sprachförderung“  

    gestrichen. 

 

Artikel 2 

 

In-Kraft-Treten 

 

Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
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Erläuterungen 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Sitzung: öffentlich Vorlage: 0097/2015 

 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Be-

treuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege im Zuständigkeitsbe-

reich des Kreisjugendamtes Heinsberg (Elternbeitragssatzung) vom 23.11.2011 

 

Beratungsfolge: 

18.05.2015 Jugendhilfeausschuss 

16.06.2015 Kreisausschuss 

25.06.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: 150.000,00 € bis 200.000,00 € 

 

Leitbildrelevanz: 3.1 Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

Im Kreisgebiet bestehen unterschiedliche Elternbeitragstabellen für die Inanspruchnahme von 

Betreuungsangeboten in Tageseinrichtungen für Kinder und der Tagespflege, da die Stadt 

Erkelenz in den letzten Jahren die Elternbeiträge um jährlich 1,5 % erhöht hat. 

 

Nunmehr haben sich die Jugendämter im Kreis Heinsberg verständigt, zum Kindergartenjahr 

2015/2016 die Elternbeiträge zu erhöhen und beitragsmäßig mit Erkelenz gleich zu ziehen. 

Die Beiträge nach der Elternbeitragstabelle der Stadt Erkelenz (gültig ab 01.08.2014) liegen 

aufgrund der jährlichen Erhöhungen derzeit um 9,34 % höher als die Elternbeiträge der ande-

ren Jugendämter. Die Stadt Erkelenz wird die Beiträge für das Kindergartenjahr 2015/2016 

wiederum um 1,5 % erhöhen. 

Die Stadt Hückelhoven wird  die Elternbeiträge um 10,84 %  ab dem Kindergarten 2015/2016 

erhöhen. Der Jugendhilfeausschuss der Stadt hat die Erhöhung am 06. Mai 2015 beschlossen. 

 

Aus Gründen der Gleichbehandlung aller Eltern im Kreisgebiet schlägt die Verwaltung des 

Jugendamtes vor, ebenfalls in einem Schritt die Elternbeiträge zu erhöhen.  

Durch diese Anpassung würden ab dem Kindergartenjahr 2015/2016 wieder einheitliche 

Elternbeitragstabellen bestehen. 

Die neue Elternbeitragstabelle wurde strukturell verändert und zwar: 

1. Die Einkommensstufen wurden aus Gründen der Übersichtlichkeit auf volle Tausender  

  „geglättet“. 

2. Zur Entlastung der unteren Einkommen wurden die Beträge angehoben und zwar: 

   a) Einkommensgruppe 1 von 15.000,00 € auf 18.000,00 €, 

   b) Einkommensgruppe 2 von 24.562,00 € auf 27.000,00 € und 

   c) Einkommensgruppe 3 von 36.813,00 € auf 38.000,00 €. 

3. Aus Gründen der Beitragsgerechtigkeit wurden 2 weitere Einkommensgruppen gebildet.  

Die neue Elternbeitragstabelle ist als Anlage 1 beigefügt. 
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Um zukünftige „sprunghafte“ Erhöhungen auszuschließen, wird vorgeschlagen,  in der Sat-

zung folgende Anpassungsklausel aufzunehmen: 

„Die Elternbeiträge werden  mit dem Prozentsatz, der für die Erhöhung der Kindpauschalen 

gilt (§ 19 Abs. 2 KiBiz, zurzeit 1,5 %) jährlich angehoben“, erstmals zum Kindergartenjahr 

2016/2017.“ 

Die jährlich erhöhte Elternbeitragstabelle wird vor Beginn des Kindergartenjahrs bekannt 

gemacht. 

Der jährliche Mehrertrag wird auf 150.000,00 bis 200.000,00 € geschätzt. 

 

Die Kindpauschalen als wesentlicher Bestandteil der Betriebskosten sind seit dem Kindergar-

tenjahr 2009/2010 um ca. 11 % gestiegen. 

Aus der beigefügten Anlage 2 ist der  Mehraufwand für den Kreis aufgrund der jährlichen 

Erhöhungen  im Kindergartenjahr 2015/2016 ersichtlich. 

Die Refinanzierung der Betriebskosten sieht vor, dass 19 % über Elternbeiträge erbracht wer-

den sollen. Die derzeitige Quote liegt bei  15 %. Es wird auf die Anlage 3 verwiesen. 

 

Als  Anlagen 4 und 5 sind beigefügt: 

a) die derzeitige Elternbeitragstabelle des Kreises 

b) die derzeitige Elternbeitragstabellen des  Kreises Euskirchen und der Städteregion Aachen. 

 

Die unterschiedlichen Regelungen der Jugendämter für die Befreiung der Geschwister-

kinder bleiben  unberührt. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

1. Der strukturell veränderten Elternbeitragstabelle mit den um 11,00 % erhöhten Elternbei- 

    trägen für das Kindergartenjahr 2015/2016 wird zugestimmt. 

2. Die Elternbeiträge werden jährlich mit dem gleichen Prozentsatz erhöht wie die Kindpau-

schalen (zurzeit 1,5 %), erstmals zum Kindergartenjahr 2016/2017. 

3. Die jährlich erhöhte Elternbeitragstabelle ist vor Beginn eines Kindesgartenjahrs öffentlich 

    bekannt zu machen.  
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Erläuterungen 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Sitzung: öffentlich Vorlage: 0098/2015 

 

Ausbau  des  kreisweiten  Netzwerks  „Frühe Hilfen„ und Fortführung des Familien-

hebammendienstes 

 

Beratungsfolge: 

18.05.2015 Jugendhilfeausschuss 

16.06.2015 Kreisausschuss 

25.06.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: Bundesmittel 

 

Leitbildrelevanz: 3.1 Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

I. Allgemeines 

 

Die Bundesinitiative „Frühe Hilfen“ unterstützt die Bundesländer, Städte, Gemeinden und 

Kreise in ihrem Engagement für die „Frühen Hilfen“. Die Bundesinitiative ist bis zum 

31.12.2015 befristet.  Mit den Mitteln der Bundesinitiative sollen regionale Netzwerke „Frühe 

Hilfen“ gestärkt und der Einsatz von Familienhebammen bzw. vergleichbaren Berufsgruppen 

aus dem Gesundheitsbereich gefördert werden. Auch ehrenamtliches Engagement wird dabei 

berücksichtigt. Die Fördermittel werden vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-

en und Jugend bereitgestellt und über die Länder vergeben. Nach Ablauf der vierjährigen Be-

fristung wird der Bund einen Fonds einrichten, der die Finanzierung ab 2016 sicherstellen 

soll. Die Ausgestaltung des Fonds soll auf Grundlage der Erkenntnisse der Bundesinitiative 

erfolgen.  

 

Rechtliche Grundlage der Bundesinitiative ist das Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG). Teil 

dieses Gesetzes ist das Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG). Da-

rin enthalten ist die Bundesinitiative Frühe Hilfen (§ 3 Abs. 4 KKG). Die Ausgestaltung der 

Bundesinitiative wurde in einer Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gere-

gelt. Nach Artikel 10 dieser Vereinbarung „erstellen die Länder ein länderspezifisches Ge-

samtkonzept unter Berücksichtigung der kommunalen Gegebenheiten“. Dieses liegt für NRW 

seit April 2014 vor.  

Nach den Fördergrundsätzen ist für den Auf- und Ausbau des Netzwerkes „Frühe Hil-

fen“ und des Familienhebammendienstes bis zum 31.12.2015 ein Kreistagsbeschluss zu 

fassen.  
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II. Fachbereiche der Förderung 

 

1. Netzwerk Frühe Hilfen 
Fachkräfte aus dem Gesundheitswesen, der Kinder- und Jugendhilfe, der Schwangerschafts-

beratung und der Frühförderung arbeiten mit Familienhebammen und Ehrenamtlichen zu-

sammen. Sie informieren sich gegenseitig über das jeweilige Angebots- und Aufgabenspekt-

rum und klären strukturelle Fragen der Angebotsgestaltung und –entwicklung zur frühzeitigen 

Unterstützung von werdenden Eltern und Familien mit Kindern von 0 bis 3 Jahren. Dabei 

sollen die Beteiligten auf vorhandene Strukturen zurückgreifen und die Grundsätze für die 

verbindliche Zusammenarbeit in Vereinbarungen festlegen. Organisiert wird das Netzwerk 

von einer Netzwerkkoordination.  

 

2. Familienhebammendienst 

Familienhebammen sind staatlich examinierte Hebammen mit einer Zusatzqualifikation. Sie 

sind für Familien wichtige Lotsinnen durch die zahlreichen Angebote der Frühen Hilfen. Bis 

zu einem Jahr nach der Geburt des Kindes gehen sie in die Familien und unterstützen diese 

bei der gesundheitlichen Versorgung und leisten dort psychosoziale Unterstützung. Sie geben 

Informationen und Anleitung zu Pflege, Ernährung, Entwicklung und Förderung des Kindes. 

Dabei werden alle Familienmitglieder eingebunden. Rund um die Geburt sind Familien erfah-

rungsgemäß eher bereit, Hilfen anzunehmen. Aus diesem Grund können die Familienhebam-

men leichter Zugänge zu weiteren Hilfen schaffen bzw. Familien für die Annahme von Hilfen 

motivieren.  

 

3. Ehrenamtliche Strukturen 

Auch die hauptamtliche Fachbegleitung von Ehrenamtlich kann durch die Bundesinitiative 

unterstützt werden. Ehrenamtliche leisten alltagspraktische Unterstützung und helfen den Fa-

milien, ihr eigenes soziales Netzwerk zu erweitern. Ziel der Bundesinitiative ist es auch, Er-

kenntnisse zu Qualitätsstandards für den Einsatz Ehrenamtlicher im Bereich der Frühen Hil-

fen zu gewinnen.  

 

 

III. Bisherige Umsetzung im Kreis Heinsberg 

Im Kreis Heinsberg haben die vier Stadtjugendämter und das Kreisjugendamt die Fördermittel 

aus der Bundesinitiative „Frühe Hilfen“ zusammengeführt, um einen Synergieeffekt zu errei-

chen. Zusätzlich wurde eine Kooperation mit dem Kreisgesundheitsamt vereinbart. Deshalb 

konnte im Kreisjugendamt eine Koordinierungsstelle „Frühe Hilfen“ für den gesamten Kreis 

Heinsberg eingerichtet werden. Der Familienhebammendienst ist seit dem 01.04.2014 bereits 

erfolgreich im Kreis Heinsberg tätig.  

 

 

Beschlussvorschlag: 

Das Netzwerk „Frühe Hilfen“ wird weiterentwickelt und der Familienhebammendienst im 

Kreis Heinsberg wird fortgeführt vorbehaltlich der weiteren finanziellen Förderung durch den 

Bund bzw. das Land Nordrhein-Westfalen.  

 



Erläuterungen 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Sitzung: öffentlich Vorlage: 0099/2015 

 

Investitionszuschüsse für den weiteren Ausbau der U3-Betreuung 

 

Beratungsfolge: 

18.05.2015 Jugendhilfeausschuss 

 

Finanzielle Auswirkungen: 108.000,00 € Kreismittel 

 

Leitbildrelevanz: 3.1 Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

Als Übergangslösung besteht in der Tageseinrichtung für Kinder „Rabennest Harbeck“ seit 

dem  01.08.2013 eine Container-Gruppe.  

Die Nachfrage nach U3-Plätzen ist  in Wegberg nochmals gestiegen. Um der  Nachfrage von 

zurzeit 52%  im U3-Bereich (1 bis unter 3 Jahren) Rechnung zu tragen, beabsichtigt  die Kath. 

Kirchengemeinde St. Martin als Träger der Tageseinrichtung „Rabennest“ das Angebot dau-

erhaft um eine Gruppe (Gruppenform 1 6 Plätze U3 + 14 Plätze Ü3) zu erweitern.  

Die Containerlösung würde dann entfallen. 

 

Die Stadt Wegberg als Eigentümer des Grundstücks ist derzeit nicht in der Lage, einen Anbau 

für die zusätzliche Gruppe zu finanzieren. Sie stimmt der Errichtung einer 3. Gruppe zu und 

erklärt sich bereit, die durch die Kirchengemeinde vorfinanzierten Baukosten mit der Miete 

aufzurechnen. Der Rat der Stadt Wegberg wird am 12.05.2015 hierzu einen Beschluss fassen. 

 

Das Landesjugendamt hat bei einem Ortstermin am 23.04.2015 der Planung zugestimmt und 

die Erteilung einer Betriebserlaubnis in Aussicht gestellt. 

 

Die Baukosten betragen 221.916,41 €. Die Kirchengemeinde beantragt einen Zuschuss von 6 

x 20.000,00 € abzüglich 10 % Eigenleistung = 108.000,00 €. Für die 3. Gruppe wird die ge-

setzliche Miete nach dem Kinderbildungsgesetz gezahlt. 

 

 

Beschlussvorschlag: 
Der Kath. Kirchengemeinde St. Martin wird ein Kreiszuschuss von 108.000,00 € für den Bau 

einer 3. Gruppe in der Tageseinrichtung für Kinder „Rabennest“ bewilligt.  
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Erläuterungen 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Sitzung: öffentlich Vorlage: 0100/2015 

 

Kreiszuschuss für das Projekt Nepomuk 

 

Beratungsfolge: 

18.05.2015 Jugendhilfeausschuss 

16.06.2015 Kreisausschuss 

 

Finanzielle Auswirkungen: 53.742,00 € Kreismittel 

 

Leitbildrelevanz: 3.1 Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

Mit Schreiben vom 15.07.2014 beantragt „Schloss Dilborn – Die Jugendhilfe“ die Bezuschus-

sung des „Netzwerks für Kinder und Jugendliche psychisch erkrankter Eltern – Nepomuk - im 

Kreis Heinsberg“. 

 

Nachdem nunmehr eine Kostenkalkulation vorgelegt wurde, kann über den Antrag entschie-

den werden.  

 

Der Antrag und die Kostenkalkulation sind als Anlage 1 zu Tagesordnungspunkt 7 beigefügt.  

 

Insoweit wird auch auf die Antragsbegründung hingewiesen. Hinsichtlich des Bedarfes ist 

festzustellen, dass im zurückliegenden Jahr 2013 insgesamt 122 Familien mit 275 betroffenen 

Kindern durch Nepomuk begleitet und unterstützt wurden.  

Bisher wurde die Finanzierung des Projektes durch die Aktion Mensch sichergestellt. Diese 

Förderung ist jedoch ausgelaufen. Von daher wird ein Kreiszuschuss beantragt. Die jährlichen  

Gesamtkosten betragen 61.742,00 €.  

 

Auf Nachfrage teilt der Träger mit Schreiben vom 30.04.2015 mit, dass er bereit ist, die kal-

kulierten Sachkosten von 8.000,00 € als Eigenleistung zu tragen. Von daher reduziert sich der 

beantragte Zuschuss auf 53.742,00 €. 

 

Wie aus dem Antrag zu ersehen ist, handelt es sich um eine sinnvolle und gebotene Maßnah-

me, die nach Auffassung der Verwaltung förderungsfähig ist. Aus Sicht der Verwaltung ist es 

jedoch geboten, den Zuschuss für zwei Jahre zu befristen und nach erfolgter Evaluation über 

eine Weiterbewilligung zu entscheiden.  

Es handelt sich um ein kreisweites Angebot und wird aus der allgemeinen Kreisumlage finan-

ziert. Von daher ist die Entscheidung des Kreisausschusses notwendig. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Einrichtung „Schloss Dilborn – Die Jugendhilfe“ wird für das Projekt Nepomuk  ein jähr-

licher Zuschuss von 53.742,00 € ab Juni 2015 für zwei Jahre bewilligt.   
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Erläuterungen 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Sitzung: öffentlich Vorlage: 0101/2015 

 

Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung 

 

Beratungsfolge: 

18.05.2015 Jugendhilfeausschuss 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja, Betriebskosten 

 

Leitbildrelevanz: 3.1 Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

Der Jugendhilfeausschuss hat in seiner Sitzung am 2. März 2015 der Planungsbelegung „Ta-

geseinrichtung für Kinder im Kreisjugendamtsbezirk“ für das Kindergartenjahr 2015/2016 

zugestimmt. 

Insoweit wird auf diesen Beschluss verwiesen. 

Im Rahmen einer Besprechung mit dem Vorsitzenden des Elternvereins der Tageseinrichtung 

für Kinder „Meragel“ in Übach-Palenberg/Frelenberg am 12. März 2015 erklärte dieser, dass 

die 4. Gruppe für diese Tageseinrichtung bereits zu Beginn des Kindergartenjahres 2015/2016 

den Betrieb aufnehmen kann. 

Der Einrichtung einer 4. Gruppe für die Tageseinrichtung „Meragel“ hat der Jugendhilfeaus-

schuss grundsätzlich zugestimmt. 

 

In der an das Land abgegebenen verbindlichen Mitteilung über die Planungsbelegung zum 15. 

März 2015 wurde die 4. Gruppe (Gruppenform II mit 10 Plätzen) vorsorglich gemeldet. 

 

Aus formalen Gründen war zeitnah eine politische Entscheidung zu treffen. Wegen der Eilbe-

dürftigkeit wurde die beigefügte Dringlichkeitsentscheidung getroffen. 

 

Die Dringlichkeitsentscheidung ist vom Ausschuss zu genehmigen. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Dringlichkeitsentscheidung wird genehmigt. 
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